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A. Judikatur

1. Mobile Abfallbehandlungsanlagen
Mobile Abfallbehandlungsanlagen iSd § 52 AWG brechen klar aus
der Systematik des österr Anlagenrechts aus, dies weniger deshalb,
weil ihnen das Element der „Ortsgebundenheit“ fehlt, sondern
vielmehr aufgrund einer zeitlichen Komponente. Bislang war
nämlich unklar, wie die 6-Monats-Frist des § 53 Abs 1 AWG tat-
sächlich zu berechnen ist. Dies hat der VwGH nun beantwortet
(16. 11. 2017, Ra 2015/07/0132): Die 6-Monats-Frist läuft bei je-
dem Standort von neuem und sogar dann, wenn eine mobile An-
lage wieder zum selben Standort zurückkehrt. Der GH begründet
dies damit, dass ansonsten der Bestimmung des § 52 AWG weit-
gehend der Anwendungsbereich genommen werden würde, wobei
er sich auch auf die Gesetzesmaterialien stützt. Damit ist – ent-
sprechend der einschlägigen Lit zu dem „6-Monats-Rätsel“ – nun-
mehr klargestellt, dass lediglich Umgehungskonstruktionen iZm
mobilen Abfallbehandlungsanlagen tatsächlich dem Regime des
§ 37 AWG unterworfen werden sollen. Wenn eine solche Anlage
jedoch nur fallweise eingesetzt werden soll (zB immer zum Bre-
chen von Abfällen, wenn eine bestimmte Lagermenge erreicht
wurde), wird die Beh im Einzelfall das Über- oder Unterschreiten
der 6-Monats-Grenze zu berücksichtigen haben.1)

2. § 304 BAO als verfassungswidrig aufgehoben

Mit Erk des VfGH v 30. 11. 2017 (G 131/2017) wurde die Bestim-
mung des § 304 BAO, welche den Beginn der Verjährungsfristen
an den Fälligkeitszeitpunkt einer Abgabe anknüpft, als verfas-
sungswidrig aufgehoben. Dies ist für nicht wenige der ALSAG-
Pflicht unterliegende Unternehmen von Bedeutung. Wenn näm-
lich sicherheitshalber abgeführte Abgaben nach Abschluss bspw
eines Feststellungsverfahrens gem § 10 ALSAG imWege einer ab-
gabenrechtlichen Wiederaufnahme „zurückerlangt“ werden woll-
ten, musste bislang präzise darauf geachtet werden, dass die Wie-
deraufnahme auch tatsächlich noch möglich ist (gekoppelt eben an
die Verjährungsfristensystematik der BAO). Unklar war aber auch
(und ist es auch weiterhin), wann im Falle der (nachträglichen)
Feststellung, dass ein bestimmter Vorgang keinen ALSAG-Bei-
tragstatbestand auslöst, mangels Anknüpfungspunkt für den Be-
ginn der Fälligkeit der „Nicht-Abgabe“ überhaupt die entspre-
chenden Wiederaufnahmefristen zu laufen beginnen.2)

3. Abschnittsbildung bei Linienvorhaben

Auch ein Blick zu unseren Nachbarn sei diesmal gestattet: Das dt
Bundesverwaltungsgericht hat jüngst mit der E v 14. 6. 2017, 4 A
11.16, aufhorchen lassen und – neben einigen anderen für Öster-
reich nur mäßig relevanten Aspekten – iZm einer Stromleitungs-
anlage zur Abschnittsbildung in UVP-Verfahren Stellung bezogen.
Bestätigt wird durch das dt Verwaltungshöchstgericht, dass bei der
UVP-rechtlichen Beurteilung von Stromleitungsanlagen (in
Deutschland im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens) eine
Abschnittsbildung zu Zwecken der Genehmigung durchwegs ver-
waltungsgerichtlich anerkannt ist. Parteien des Verfahrens haben
– so das Gericht – regelmäßig kein Recht darauf, dass über die
Zulassung eines Vorhabens insgesamt, vollständig und abschlie-
ßend in einem einzigen Bescheid entschieden wird. Eine Ab-

schnittsbildung kann Verfahrensparteien nämlich nur dann be-
rühren, wenn ihnen dadurch der Rechtsschutz faktisch verunmög-
licht werden würde (mit Verweis auf BVerwG 15. 12. 2016, 4 A
4.15). Wenn die Abschnittsbildung im Interesse einer effizienten
Verfahrensgestaltung erfolgt, ist sie rechtlich nicht zu beanstan-
den.3)

B. Sonstiges – Umweltrechtliche Aspekte des
Regierungsabkommens

Österreichs neue Bundesregierung hat vor einigen Wochen ihre
Arbeit aufgenommen. Im Regierungsprogramm finden sich zahl-
reiche Aspekte, die auch aus Sicht des Umweltrechts von Interesse
sind. Hier eine erste schlagwortartige Auswahl:4)

Ü Verstärkte Einführung von voll konzentrierten Genehmigungs-
verfahren und überhaupt mehr Verfahrenskonzentration;

Ü Prüfung der Einführung eines allfälligen Neuerungsverbots im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren;

Ü Prüfung weiterer Präzisierungen und Bereinigungen im Be-
reich der Schnittstellen zwischen Verwaltung und Verwal-
tungsgerichtsbarkeit;

Ü Rückbau des Abfall-EDM auf das unionsrechtlich geforderte
Maß (kein „golden plating“);

Ü Durchforstung der umweltrechtlichen Materiengesetze betref-
fend öffentliches Interesse und unbestimmte Gesetzesbegriffe;

Ü Reform der Gewerbeordnung (Neukodifikation durch Tren-
nung in Anlagenrecht und „Unternehmensqualifikations-
recht“);

Ü Bearbeitung und Beschluss eines Standortentwicklungsgesetzes
(Festsetzung von Zielen und Grundsätzen, Definition von stra-
tegisch wichtigen Infrastrukturprojekten, beschleunigte Ge-
nehmigungsverfahren);

Ü Erarbeitung eines Masterplans gegen Bodenversiegelung;
Ü vollständige Dekarbonisierung des Energiesystems bis 2050;
Ü Festschreibung der 2020-Ziel-Erreichung (-16% der Treibhaus-

gasemissionen gegenüber 2005);
Ü Erarbeitung und Beschluss einer integrierten Klima- und Ener-

giestrategie des Bundes.
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1) Umweltrechtsblog v 8. 1. 2018 (Suchanek/Häusler).
2) Umweltrechtsblog v 4. 1. 2018 (Sander).
3) Umweltrechtsblog v 4. 1. 2018 (Sander).
4) Eine ausführliche Zusammenfassung der umweltrechtlich relevanten Aspekte des

Regierungsabkommens der schwarz-blauen Bundesregierung findet sich auf
www.umweltrechtsblog.at v 21. 12. 2017 (Ennöckl/Fitz).


